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Ulrich Kohlmann                                  Grünheide (Mark), 02.11.2020 
Gemeindevertreter/Mitglied des Ortsbeirates Grünheide 
Kageler Weg 3 
15537 Grünheide (Mark) 
 
Thomas Wötzel 
Gemeindevertreter/Mitglied des Ortsbeirates Grünheide 
Altbuchhorster Straße 11 
15537 Grünheide (Mark) 
 
Andre Runge         
Gemeindevertreter/Fraktionsvorsitzender 
Werlseestraße 21 
15537 Grünheide (Mark) 
 
Lothar Runge Mitglied des Ortsbeirates Grünheide  
Löcknitzstraße 8 
15537 Grünheide (Mark) 
 
 
Gemeinde Grünheide (Mark) 
Am Marktplatz 1 
15537 Grünheide 
 
 
Offenlage des Entwurfes 1. Änderung Bebauungsplan Nr. 13 „Freienbrink-Nord“  vom 02.10.2020 
Stellungnahme 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
die Unterzeichner beziehen sich auf die online verfügbaren Unterlagen und geben zu den nachfolgenden 
Schwerpunkten Verkehr sowie Emissionen/Immissionen, Wasserversorgung und Abwasserentsorgung diese 
Stellungnahme in o.g. B-Planverfahren ab. 
 
1. Zu A Planungsgegenstand und B Planinhalt und Abwägung 

Unter Veranlassung und Erforderlichkeit ist in der Begründung zum B-Plan „Freienbrink-Nord“ vom Juni 2001 
dargelegt: 

 

Unter Anlass und Erforderlichkeit  ist in der Begründung zum Bebauungsplan 13 “Freienbrink-Nord“ 1. 
Änderung dargelegt: 

 

Angaben zu der zu erwartenden Anzahl von Arbeitsplätzen/Beschäftigten sind ab Seite 40/241 zu finden. Es 
erfolgt hierzu ein Verweis auf das Fachgutachten Verkehr auf Seite 56/241: 
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Dort heißt es dann im Fachbeitrag Verkehr Seite 31 unten: 

  

 

Die konkrete Anzahl der Fabriken ist auf den Seiten 175/224 von 241 genannt: 

 

Insofern bedeutet das, dass  bei 40.000 Beschäftigten im 3-Schichtsystem rd. 13.333 Arbeitsplätze und rd. eine 
Verdreifachung der Standortkapazität gegenüber der Begründung aus dem Jahre 2001 (unter Beachtung der 
Formulierung „2500 bis 4000 Arbeitsplätze“ in 2001). In der gesamten Argumentation der Autoren ist kein 
Verweis auf eine Aufgabenstellung des Investors Tesla SE, oder eine andere Quelle verwiesen, aus denen 
hervorgeht, dass der „Endausbau des Werkes“ mit insgesamt 4 Fabriken und 40.000 Beschäftigten errichtet 
werden soll. Ob dies mit dieser vorgelegten  Unterlagen – 1. Änderung des B-Plans 13 zu bewältigen ist, kann 
nicht nachvollzogen werden. Wenn in 2001 „4000“ Beschäftigte im Dreischichtsystem gemeint sein sollten, so 
wäre es sogar eine Verzehnfachung der Standortkapazität.  

Anträge: 

1.1 Der Auftragnehmer gemäß Städtebaulichem Vertrag hat den Nachweis zu erbringen, auf welcher 
dokumentierten Grundlage ein „Endausbau des Werkes“ mit 4 Fabriken und 40.000 Beschäftigten 
erfolgt. 

1.2 Es ist festzusetzen, dass die Gemeinde Grünheide (Mark) von allen Risiken und den Vor- und 
Folgekosten, die aus der Finanzierung und Errichtung der geplanten Infrastruktur entstehen, freigestellt 
wird. 

 

Stellungnahme zu Seite 10/241… 

Die hierbenannten Flurstücke, Flur 9 sind im Eigentum der Gemeinde. 

 

Sie sind nicht Gegenstand des Städtebaulichen Vertrages vom 17./22.04.2020 und der Anlage 1. § 6 ist 
obsolet. 

Fst,: 97,312,512,516,588 (Parkplatz Bahnhof Fangschleuse Nord und Süd) 

 Fst.: 392 

Antrag: 

Es ist zu prüfen, ob der Städtebauliche Vertrag in der vorliegenden Fassung rechtliche Geltung hat. 
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Stellungnahme zu Seite 29/241… und 97/241… 
 

 
und 97/241… 
 

 
Dies entspricht nicht der aktuellen Beschlusslage Nr. 32/03/20 vom 01.10.2020 und 05/01/20 vom 27.02.2020. 
 
Antrag: 
 
1.3 Es sind die aktuellen Fassungen der Stellplatzsatzung und Baumschutzsatzung zu benennen und 
anzuwenden. 
 
 
 
2. Zu D Auswirkungen auf den Verkehr und Fachgutachten Verkehr 
 
Zur Entlastung der L 23 wird auf Seite 223 auf eine abgestimmte Einschränkung des Schwerlastverkehrs der 
Verkehrsbehörden verwiesen ohne die konkreten Maßnahmen zu nennen. Da insbesondere der Verkehr von 
der A 12 über Spreenhagen angeführt wird, ist unklar, ob die gesamte  L23 erfasst ist und somit auch die  
Gemeinde Grünheide (s. auch Beschluss der GV vom 01.10.2020 Nr. 50/03/20). Sofern nicht, sollte das 
erfolgen. 

Radverkehrskonzept (Seite 224) hat keinerlei Verbindlichkeit und ist grundsätzlich nur mit der Verlegung des 
Bahnhofs eine Anregung. In diesem Zusammenhang sollte aber die Notwendigkeit des Abrisses der Brücke 
über die Autobahn von der Alten Poststraße überprüft werden. 

Die durch Lärm von der A 10 bereits jetzt überschrittenen Werte sollten hinsichtlich des erhöhten Verkehrs und 
teilweisen Wegfall des Schutzschirms Wald überprüft werden  mit dem Ziel, die Schallschutzwände Richtung 
Fangschleuse zu erweitern 

 

Stellungnahme zur Verlegung Bahnhof Fangschleuse 

In der Begründung zum B-Plan wird stets von der Verlegung des Bahnhofs ausgegangen,  da für die 
Beschäftigten des Werkes kurze Wege zum Werk erreicht werden. Auf die Verschlechterungen für die Bürger 
und Besucher wird überhaupt nicht eingegangen. Bereits in der vorzeitigen Offenlegung des B-Planes wurde 
die Verlagerung des Bahnhofs durch unsere Fraktion abgelehnt und anscheinend bei einer Abwägung nicht 
beachtet. Erörterungen zu diesem Thema gab es erstmals am 18.08.2020 im Ortsbeirat Grünheide, wo für den 
Erhalt des Bahnhofs plädiert wurde. 

Die Aussage, in der Begründung unter B.3.8. Seite 76/241, dass die Verlängerung des Bahnsteiges an der 
bestehenden Stelle nicht möglich ist, ist unrichtig. Sowohl der VBB als auch die DB gehen davon aus, die 
Maßnahme bis 2022 im Rahmen des seit 2017 in Planung befindlichen Projektes i2030 umzusetzen. Andere 
Äußerungen können auch im Zusammenhang mit der Finanzierung gesehen werden. Es wird weiterhin die  
Ertüchtigung des Bahnhofs am bestehenden Standort gefordert. Weitere Begründungen siehe auch  im 
anliegenden Entschließungsantrag der Gremien der Gemeindevertretung. 

Antrag 

2.1 Alle Ausführungen zur Verlagerung des Bahnhofs Fangschleuse mit seinen Nebenanlagen, wie P+R-
Anlagen um ca. 2 km westlich vom bestehenden Bahnhof in den B-Planunterlagen haben keine 
Verbindlichkeit und sind somit auch nicht Gegenstand des Verfahrens. 
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Zu Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung 
 
Dazu ist auf Seite 76/241 für den bestehenden Bahnhof Fangschleuse angeführt: 
  

 
 
Für die Bahnhofsverlegung auf selbiger Seite: 
 

 
 
Was die dazugehörende Finanzierung anbelangt wird auf Seite 228/241 ausgeführt:  

 
 
Dies schließt also die Finanzierung sowohl der Grundstücksangelegenheiten, als auch der Herstellung und des 
Betriebes aus den Haushalten der Gemeinde Grünheide (Mark), so wie dort formuliert, ein. 
 
Antrag: 
 
2.2 Die Gemeinde Grünheide (Mark) ist nicht Verursacher für die Ansiedlungsentscheidung der Tesla SE 
und  der damit vom Land Brandenburg gemäß Städtebaulichem Vertrag veranlassten Änderung des B-
Planes 13. Insofern ist hier nach dem Verursacherprinzip die Gemeinde Grünheide (Mark) von allen 
Kosten freizustellen. 
 
3 . Emissionen/Immissionen 
 
Die Stellungnahme bezieht sich auf Grund der beruflichen Vorbildung und vorhandenen Sachkenntnis 
ausschließlich auf eine Plausibilitätsprüfung und den Vergleich der Immissionsprognosen in den Verfahren. 
 
Das sind für das BimSchG-Genehmigungsverfahren:  
1. Ausbaustufe Tesla Gigafactory Grünheide: 
„Immissionsprognose zu Luftschadstoffen und Geruch für das Vorhaben 
„Gigafactory Berlin-Brandenburg“ 4.10 Sonstiges mit Verweis auf 14. UVP, 16./24.06.2020“. (Prognose 1) 
 
Für die Offenlage des Entwurfes 1. Änderung Bebauungsplan Nr. 13 „Freienbrink-Nord“ : 
„Immissionsprognose zu Luftschadstoffen und Geruch  für die 1. Änderung des  Bebauungsplans „Freienbrink- 
Nord“ Revision 1, 11.09.2020“ (Prognose  2) 
  



5 

 

Auftragnehmer für beide o.g. Prognosen ist die Gesellschaft für Umwelt- und Managementberatung mbH – 
GfBU Consult. Prognose 1 im Auftrag der Tesla SE und Prognose 2 im Auftrag des Landes Brandenburg mit 
seinem Geschäftsbesorger LEG mbH i.L..  
 
 
Die  Prognosen sind so aufgestellt, dass sie in ihrer Allgemeinverständlichkeit nur bedingt lesbar und 
vergleichbar sind. 
Prognose 2 unterscheidet  sich unter 2.2 Anlagenbeschreibung (Seite 11/60) von Prognose 1 planerisch nur 
dadurch: 
 

 
 
Die Anlagentechnik der Gigafactory, Prognose 1-Seite 10-14/51, ist dieselbe wie in Porgnose 2-Seite 10-14/60. 
In Prognose 1 sind 88 luftschadstoffemittierende Quellen benannt (Seite 35/51). Diese Angabe fehlt in 
Prognose 2. Es wird z.B. auf Seite 23/60 auf „…das laufende Genehmigungsverfahren…“ verwiesen. 
 
Die Gesamtbelastung aus der 1. Änderung B-Plan 13 soll in Prognose 2 zusätzlich durch die Zusammenführung 
von Immissionen aus dem Verkehr und der 1. Ausbaustufe der Gigafctory gemäß Antrag der Tesla SE im 
BimSchG-Genehmigungsverfahren beschrieben werden. 
 
 
D.h. in Prognose 2 soll die Gesamtbelastung aus Emissionen der Anlagenbeschreibung mit denen des 
Verkehrs zusammengeführt werden. 
 
Dies ist aus folgenden Kartierungen ersichtlich: 

  
Quelle Prognose 1, Seite 11/51    Quelle Prognose 2, Seite 10/60 
  
Für die Öffentlichkeit ist nicht erkennbar, dass in Prognose 2 (1.Änd. B-Plan 13) nur die erste Gigafactory und 
nicht alle 4 Teilfabriken einer Begutachtung unterzogen werden (siehe Seite 23/60).  
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Dargestellt ist neben der B-Plangrenze in Prognose 2 die zusammenhängende Untersuchung der neuen 
Verkehrswege und deren Emissionsquellen sowie der Emissionsquellen der 1. Gigafactory: 
Quelle Prognose 2: Auszug aus Anhang 3: 
 

 
 

 
Auf die Nachfrage des Versammlungsleiters des LfU im Erörterungstermin am 30.09.2020 zur Vollständigkeit 
der Luftschadstoffe, deren Irrelevanzschwelle überschritten ist, antwortete die zuständige Mitarbeiterin des LfU: 
„Dies war bisher nicht Gegenstand der Anträge nach 8a BimSchG. Es sind nicht alle Unterlagen da, um eine 
abschließende Stellungnahme des LfU abzugeben.“ 
Hier wäre also das von der Tesla SE erstellte und vom LfU autorisierte Protokoll abzuwarten und in die 
Abwägungen  zum Verfahren 1. Änderung B-Plan 13 einzubeziehen. 
 
Ob auch alle Chemischen Verbindungen/Stoffe und Stoffgemische in die Ausbreitungsberechnungen und 
Immissionsprognosen eingeflossen sind, kann nicht abschließend nachvollzogen werden, da eine Vielzahl von 
Stoffen von der Tesla SE als Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse deklariert sind. Die hauptsächliche 
Anwendung der Stoffe und Stoffgemische erfolgt in der Lackiererei (PT). Es bedarf hierzu eines Verfahrens, wie 
die Öffentlichkeit über die Vollständigkeit der Prognosen durch die Auftraggeber und durch das LfU in Kenntnis 
gesetzt werden kann. 
 
Antrag: 
 
3.1 In die Abwägungen über den Entwurf 1. Änderung Bebauungsplan Nr. 13 „Freienbrink-Nord“ ist die 
abschließende Stellungnahme des LfU zu Luftschadstoffen einzubeziehen. Der Gemeindevertretung 
muss ausreichend Zeit zur Befassung gegeben werden. 
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Das Beurteilungsgebiet und die Beurteilungspunkte sind in Prognose 1 und Prognose 2 nicht identisch: 
 

  
Quelle: Anhang 1, Prognose 1    Quelle: Anhang 1, Prognose 2 
 
Während der Radius, der Mittelpunkt (1.Gigafactory) und die Lage des Beurteilungsgebietes in beiden 
Gutachten gleich sind, so unterscheidet sich die Bezeichnung, Anzahl und Lage von Beurteilungspunkten. Das 
Beurteilungsgebiet würde bei Erreichen der vollen Kapazität mit benannten 40.000 Beschäftigten weiter in 
Siedlungsgebiete verschieben, ebenso die Ausbreitung der Luftschadstoffe. Dies wird dadurch bestärkt, dass 
die Prognose 2 die Anlagentechnik nur einer Gigafactory mit 12.000 Beschäftigten untersucht. D.h. während 
das Verkehrsgutachten von 4 Gigafactories ausgeht, beschreibt die Prognose 2 dies nur für den Verkehr (ohne 
Schienenverkehr) aber nicht für die Anlagentechnik. 

(Siehe Abbildung 2-1 Prognose 1, Seite 11/51) 
Beurteilungspunkte: 

 
 
Quelle: Anhang 1, Prognose 1, Seite 26/51   Quelle: Anhang 1, Prognose 2, Seite 29/60 
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Wie zu erkennen ist, sind die für das Schutzgut  Mensch zutreffenden Beurteilungspunkte (gelb) in Prognose 1 
als BUP und in Prognose 2 als M bezeichnet. Die Anzahl und die Verortung von Beurteilungspunkten 
unterscheiden sich in  Anzahl und Bezeichnung der Orte. Warum das so ist, oder warum die Orte Gottesbrück, 
Karutzhöhe, Freienbrink, Jägerbude und Hohenbrück (gemeint wahrscheinlich Hohenbinde, Anm. d. Verf.) nicht 
mehr in Prognose 2 zu beurteilen sind, entzieht sich dem Nachweis und wird dort nicht beschrieben und 
erläutert. 
  
Antrag: 
 
3.2 Die Prognose 2 ist neu aufzustellen. Die Beurteilungspunkte, die dem Schutzgut Mensch 
zuzuordnen sind, müssen aus den BUP (Prognose 1) und M (Prognose 2) zusammengeführt, untersucht 
und ausgewiesen werden.  
 
Im Prognose 1 ist kein Beurteilungspunkt ausgewiesen, der den Löcknitzkampus als empfindliche Nutzung mit 
Grundschule, Musikschule, Eltern-Kind-Zentrum, Kita, Oberschule und Gymnasium sowie Sportanlagen 
ausweist.  
 
In Prognose 2 ist dieser Standort als „Privatschule DOCEMUS“ benannt, ohne  vollständig alle vorgenannten 
empfindlichen Nutzungen auszuweisen und wie folgt beurteilt: 
 

 
Quelle: Prognose 2, Seite 50/60 
 
In Prognose 1 ist hierzu nichts untersucht worden. Es befindet sich auf Seite 26/51 ein nur durch Zufall zu 
findender und nicht zielführender Verweis: „ …Weitere Beurteilungspunkte befinden sich an den Stellen 
relevanter Schutzgebiete, werden jedoch in dieser Prognose nicht beurteilt, da sie der Beurteilung in dem UVP-
Bericht zu entnehmen sind…“ 
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Auf Seite 43/612 ist  in dieser UVP  aufgestellt: 
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Nach hiesiger Ansicht fehlen für die Gemeinde Grünheide (Mark), OT Grünheide: Musikschule Grünheide, 
Eltern-Kind-Zentrum, Johanniter-Kita „Schildkröte“, Kirche zum Guten Hirten, Kirchengemeinde Grünheide 
(Mark)-Werlseehütte und Gemeindehaus, Bundeswehrsozialwerk-Haus am Werlsee, diverse Kinderspielplätze, 
Kinder- und Jugendheim-Am Löcknitztal, Kinderheim Waldsee, Jugendklub mit Kinder- und 
Jugendsportanlagen, Robert-Havemann-Klubhaus, Christian Schreiber- Haus.  Ob alle Tagesmütter vollständig 
aufgeführt sind, wäre zu prüfen. 
 
Auf Seite 45,46/612 ist abschließend  ausgeführt: 

 

 
 
Diese Aussagen können nur für die 1. Ausbaustufe der Gigafactory zutreffend gemeint sein.  
 
Es fehlen zur Beurteilung der mit der 1. Änderung B-Plan 13 „Freienbrink Nord“ möglichen 4 Gigafactories 
Untersuchungen dieser Gesamtbelastung und die Aufstellung aller empfindlicher Nutzungen sowie deren 
Beurteilung. 
 
Ob die Gemeinde Grünheide (Mark)  als TÖB eine eigene fachliche Stellungnahme in den Verfahren 
abgegeben hat, ist bisher nicht bekannt, nicht Gegenstand der aktuellen Offenlage und wird von uns 
eingefordert.  
Dies ist umso erstaunlicher, als dass die Gemeinde Grünheide (Mark) überall mit ihrem Engagement für Kinder 
und Jugend sowie Familienfreundlichkeit bewirbt („von der Wiege bis zum Abitur“) und dies sogar 
ansiedlungserheblich für die Tesla SE gewesen sein soll. 
 
Antrag 3.3 
Auf Grund der vorliegenden Immissionsprognose zu Luftschadstoffen und Geruch  für die 1. Änderung 
des  Bebauungsplans „Freienbrink- Nord“ Revision 1, 11.09.2020 ist sicherzustellen, dass für weitere 
Ausbaustufen gem. Antrag 1. Änderung B-Plan 13, die Konzentrations- und Depositionswerte am 
Beurteilungspunkt M4 nicht überschritten werden. Beurteilungsgrundlage TA Luft. Dies ist im 
Plandokument festzusetzen. In die Beurteilung sind alle empfindlichen Nutzungen aufzunehmen. 

Antrag 3.4 
Für die Überwachung der Luftgüte wird für die unter M4 benannte  Immissionsprognose mit den dort 
bezeichneten  Konzentrations- und Depositionswerten  eine Luftgütemessstation am „Löcknitzcampus“ 
errichtet und vor dem Probebetrieb der Gigafactory in 2021 in Betrieb genommen. Die Messwerte 
werden 7/24 an 365 Tagen/a online verfügbar aufgezeichnet.  Die Gemeinde Grünheide (Mark) ist von 
allen Kosten freizustellen. 

Antrag 3.5 
Die Stellungnahme/Stellungnahmen der Gemeinde Grünheide (Mark) ist/sind der Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen 
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4. Zu A Wasserver- und Schmutzwasserentsorgung 

Mit der Planung der Gigafactories steht ein Umbau der regionalen Wasserver- und 
Abwasserentsorgung im Zusammenhang. Dies wird derzeit durch Protokolle der Arbeitsgruppe des 
MLUK https://mluk.brandenburg.de/mluk/de/umwelt/wasser/abwasser/konzepte-und-strategien/ 
beschrieben.  

Die Planungen der Siedlungswasserwirtschaft sind in der Begründung zum Bebauungsplan 13 

“Freienbrink-Nord“ 1 ab Seite 15/241 ff. beschrieben: 

Wasserversorgung 

 

Abwasserentsorgung 

 

Während die Ausführungen zur Wasserversorgung identisch mit den Protokollen der AG 
„Wasserperspektiven Ostbrandenburg“ sind, trifft das für die Abwasserentsorgung nicht zu. In dem 
Protokoll vom 27.08.2020 heißt es dort: 

https://mluk.brandenburg.de/mluk/de/umwelt/wasser/abwasser/konzepte-und-strategien/
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Dazu heißt es in der Stellungnahme der BWB, die sich als TÖB im hiesigen Verfahren äußerten: 
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Die BWB machen neben qualitativen Bedenken vor allem auf Kapazitätsengpässe bei Regen 
aufmerksam. Dies verursacht Investitionen, die einen 8 bis 10 jährigen Vorlauf verlangen. Ebenso 
sind die oben genannten Vorzugslösungen der AG „Wasserperspektiven Ostbrandenburg“ zur 
Überleitung von Abwasser zum KW Waßmannsdorf mit der im B-Planverfahren beschriebenen 
Vorzugslösung  „Bau einer Anlage zur Pufferung“ im Klärwerk Münchehofe nicht kompatibel.  

Eine Nachfrage per E-Mail bei der Berliner Wasserbehörde, insbesondere zur Besorgnis der BWB zur 
Einhaltung von Ablaufwerten in die Erpe mit Auswirkungen auf die A-Galerie des WW Friedrichshgen, 
ergab, dass sie in diesen Angelegenheiten nicht befasst ist und nicht angefragt wurde. 

Aussagen zum Projektmanagement hinsichtlich der Planung, Bauzeit, Planungs- und Baukosten auch 
für Erweiterungen von APW/ADL/Energieversorgung, Betriebskosten und Abschreibungen  sowie der 
einzelne und gesamte Finanzbedarf und dessen Beschaffung sind nicht dargelegt oder auf andere 
Quellen verwiesen. 

Antrag: 

4.1 Die Gemeindevertretung Grünheide (Mark) beschließt: der Bürgermeister wird beauftragt in 
den Wasserverbänden verbindlich zu vereinbaren, dass die Investitions- und Betriebskosten 
für neue Werke, Netze, APW und ADL nach dem Verursacherprinzip auferlegt werden. Der 
Steuerzahler und die Kunden der Wasserverbände sind von diesen Lasten freizuhalten 

Abschließend wird zu Verfahrensfragen Stellung genommen. 

1. Abwägungsergebnisse aus der vorzeitigen Offenlegung des Vorentwurfes zum B-Plan sind nicht 
bekannt und nur in Überschriften genannt. 

2. Die Erkenntnisse des LfU aus dem Genehmigungsverfahren und der öffentlichen Anhörung im 
September 2020 müssten in der 1. Änderung des B-Planes aufgenommen werden. Für das 
Genehmigungsverfahren ist der B-Plan von 2001/2004 noch maßgebend, solange die 1. Änderung 
noch keine Bestandskraft hat. 

3. Wenn die Bahnanlagen nicht Bestandteil des B-Planes sind, können auch keine verbindlichen 
Aussagen hinsichtlich der Verlagerung des Bahnhofs Fangschleuse gemacht werden, auch nicht für 
die P+R Flächen. Der Absatz unter A.1 Seite 8 „Planung von P+R Flächen im Zusammenhang mit 
einer Verlagerung der Regionalbahnhaltestelle“ muss als Aufgabenstellung entfallen. Das betrifft auch 
alle weiteren diesbezüglichen Aussagen im B-Plan. 




